
Der Generationenvertrag

Die Welt ist kompliziert und wird täglich
komplizierter. Ihre Komplikationen werden von
gescheiten Leuten in Kommissionen, Statistiken,
Diagrammen und dicken Büchern eingefangen.
Es gibt sogar inzwischen Komplikateure, die von
den Komplikationen leben. Man nennt sie »Ex-
perten«, und sie sprechen eine Sprache, die nur
noch von Eingeweihten verstanden wird.

Die Wasserkraft konnte man noch fühlen,
schmecken und sehen; bisweilen sogar riechen.
Die Atomkraft nicht mehr. Der Sozialpolitik er-
geht es wie der Atomphysik. Sie wird nur noch
in Formeln begreifbar. Der gesunde Menschen-
verstand hat längst vor der »Terminologie« der
Experten kapituliert.

Vor allem »neu« muss die Sozialpolitik sein,
wenn sie ankommen soll. Ob das Neue allerdings
schon besser ist als das Alte, nur weil es »neu« ist,
interessiert kaum jemanden. Als kreativ gilt, wer
ein neues Wort erfindet. Da die Wirklichkeit der
Veränderung Widerstand leistet, verlegen sich
manche darauf, ersatzweise neue Wörter zu er-
finden. Es ist wie im Märchen vom Rumpelstilz-
chen: »Name bekannt, Problem gebannt.« Viele
dieser Worterfindungen verraten eine erstaun-
liche »Kapitalisierung« des Denkens: »Human-
kapital«, »Ich-AG«, »Fall-Management«. Die
Gesellschaft wird unter der Hand verwirtschaf-
tet. Die Sprache verrät es. Die Sozialpolitik ist
längst monetarisiert. Der Mensch wird auf einen
Kostenfaktor reduziert. Der Standort Deutsch-
land ist durch den Dax lokalisiert.

Vor lauter Bäumen sieht man den Wald nicht
mehr. Und zwischen den Bäumen werden Such-
meldungen nach dem Menschen aufgegeben.

In der allgemeinen Hilflosigkeit empfiehlt
sich ein altes Hausmittel: Um was geht es in

der Sozialpolitik eigentlich? Um die einfache
Frage: »Wer hilft wem und warum?« Die Frage
stellt sich allerdings nur dem, der einsieht, dass
Menschen von Natur aus hilfsbedürftige Wesen
sind, die hilflos untergehen würden. Es beginnt
schon gleich zu Anfang des Lebens: Ich habe
noch kein Baby gesehen, das sich selbst stillt.
Von der Wiege bis zur Bahre sind wir abhängig
von anderen, und keiner ist jederzeit und überall
so stark, dass er alleine überleben könnte. Die
Menschen sind hilfsbedürftig in zweifachem
Sinn: aktiv und passiv. Sie sind auf Zuwendung
angewiesen, und Zuwendung hat zwei Seiten:
Geben und Nehmen. Das ist der Doppelsinn von
Hilfsbedürftigkeit. Die Achtung anderer ist der
Spiegel der Selbstachtung. Anerkennung ist ein
Lebensmittel. Egoismus ist eine Krankheit und
anstrengend dazu. Sie zwingt den Menschen zu
einer permanenten Kosten-Nutzen-Kalkulation.

Diese Erkenntnis der elementaren Abhängig-
keit gerät unter dem Wortschwall von Fachleu-
ten in Gefahr, verschüttet zu werden. In alten
Volksweisheiten und Erzählungen ist vielleicht
mehr Erfahrung von der konstruktiven Abhän-
gigkeit des Menschen von anderen enthalten als
in manchen neunmalklugen Expertisen. Das Pro-
gramm einer absoluten Unabhängigkeit ist die
Krankheit einer fehlgeleiteten Aufklärung. Nicht
jede Abhängigkeit ist nämlich schon eine Unter-
drückung. Manche Abhängigkeit stärkt sogar
die Menschen. Teilen führt nicht in jedem Fall
zu Verlust. Die Liebe als extreme Form des
Miteinanders teilt und verdoppelt dabei das
Glück, während das Leid durch Teilung halbiert
wird – wie der Volksmund weiß. Liebe ist also
eine Abhängigkeit, die nicht schwächt, sondern
stärkt.
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Solidarität der Generationen

Die Solidarität der Generationen ist keine
neuzeitliche Erfindung. Selbst in der Völker-
wanderung wurden die Alten nicht einfach auf
dem Rastplatz liegen gelassen, sondern mitge-
schleppt, obwohl dieser Transport gänzlich nutz-
los war. Freilich – es gibt auch andere Beispiele.
Der Mensch ist offenbar zu vielem fähig. Eski-
mos sollen in früheren Zeiten ihre zu nichts mehr
nützlichen Alten einfach auf’s Eis geschoben
haben. Das war zwar vor langer Zeit. Das Eski-
mo-Beispiel findet jedoch auch noch in jüngster
Zeit hierzulande Nachahmer. Eine Variante ist
der Vorschlag eines jungen, modernen Refor-
mers aus der Jungen Union, 80-Jährigen keine
neuen Hüftgelenke mehr zu implantieren.

Doch oberhalb dieser Rückfälle und Seiten-
wege der Barbarei gibt es in allen Kulturen das
Gebot zur Achtung des Alters. Unter den Zehn
Geboten gibt es nur eines, das mit einer irdischen
Verheißung versehen ist: »Du sollst Vater und
Mutter ehren, auf dass es Dir wohl ergehe und
Du lange lebest auf Erden.« In dieses Gebot ist
offenbar die Klugheit von Generationen einge-
gangen. In dieser Tradition steht auch die Alters-
sicherung. Sie ist das materielle Kondensat der
Achtung des Alters.

Johann Peter Hebels »Schatzkästlein des
rheinischen Hausfreundes« – vor 200 Jahren
entstanden – enthält eine einfache Anekdote, in
der die komplizierte Rentenformel kondensiert
ist: »Ein Fürst traf auf einem Spazierritt einen
fleißigen und frohen Landmann an dem Acker-
geschäft an und ließ sich mit ihm in ein Gespräch
ein.« Der große Fürst fragte den Tagelöhner, wie
er mit seinem Lohn zurecht komme. Der brave
Mann im Zwilchrock erwiderte ihm: »Es wäre
mir übel gefehlt, wenn ich so viel brauchte.
Mir muss ein Drittel davon genügen; mit einem

Drittteile zahle ich meine Schulden ab, und den
übrigen Drittteil lege ich auf Kapitalien an.« Das
war dem guten Fürsten ein neues Rätsel. Aber
der fröhliche Landmann fuhr fort und sagte:
»Ich teile meinen Verdienst mit meinen alten
Eltern, die nicht mehr arbeiten können, und
mit meinen Kindern, die es erst lernen müssen;
jenen vergelte ich die Liebe, die sie mir in meiner
Kindheit erwiesen haben, und von diesen hoffe
ich, dass sie mich einst in meinem müden Alter
auch nicht verlassen werden.«

Das ist das ganze Geheimnis des Genera-
tionenvertrages: Kredit geben und Schulden be-
zahlen. Ganz so idyllisch wie bei Hebels Bauern
geht es allerdings heute nicht mehr zu und war
es wahrscheinlich damals auch nie. Aber das
komplizierte »Rentenchinesisch« mit »Entgelt-
punkten«, »allgemeiner« und »persönlicher Be-
messungsgrundlage« etc. ist in dieser kleinen
Geschichte auf den Kerngehalt der Rentenver-
sicherung eingedampft.

Die Verteilungsproportionen zwischen Jung
und Alt bleiben freilich im Zeitverlauf nicht starr
und unverändert. In dem Moment, in dem die
Bevölkerung explodiert oder schrumpft, stimmt
des Bauern Faustregel »ein Drittel für die Kinder,
ein Drittel für die Eltern und ein Drittel für sich
selbst« nicht mehr. Sie stimmt nur, solange das
Verhältnis von Jung und Alt im Gleichgewicht
verharrt. Die Lastenverteilung zwischen Jung
und Alt muss entsprechend dem veränderten
Anteil der Jungen und Alten neu justiert werden.

Die Armut des Proletariats in der Durch-
bruchphase der Industrialisierung hatte parado-
xerweise im Kinderreichtum ihren Grund, der
den neu gewonnenen Produktionsfortschritt auf-
fraß. Auf der anderen Seite bringt ein abrupter
Bevölkerungsrückgang die Generationenwaage
ebenfalls aus dem Gleichgewicht. Schrumpfende
Gesellschaften haben ein Übergewicht der Alten.
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Die Bevölkerung schrumpft, und weniger Er-
werbstätige müssen mehr Ältere ernähren. Das
veränderte Verhältnis von Beitragszahlern und
Rentnern muss sich auch in einem veränderten
»Generationenvertrag« niederschlagen. Solange
sich Geburt und Tod die Waage hielten, brauchte
die Demografie in der Rentenformel nicht be-
rücksichtigt zu werden. Das ist jetzt anders.

Arbeit – die Quelle des Sozialstaates

Bevor jedoch über Verteilung gestritten wer-
den kann, muss es etwas zu verteilen geben.
Noch wichtiger für die soziale Sicherheit als die
Bevölkerungsentwicklung ist die Arbeit, wie viel
wir davon haben und wie ergiebig sie ist. Der
Bauer aus Hebels »Schatzkästlein« hätte gar
nichts für seine Zukunftssicherung gewonnen,
wenn die Kinder als Erwachsene nichts oder zu
wenig ernten. Denn dann könnten sie ihre Schul-
den gegenüber den Eltern nicht oder nur schwer
tilgen. Deshalb: Selbst wenn heute das Wunder
geschähe und über Nacht die doppelte Anzahl
von Kindern geboren würde, diese aber morgen
als Erwachsene nur halb so viel Arbeit hätten,
wären die Rentenfinanzen durch die »Kopfzahl«
der Geburten nicht gerettet.

Wie damals im Agrarzeitalter die Fruchtbar-
keit des Bodens die Ernte bestimmte, so tut das
heute die Ergiebigkeit der Arbeit. Wie groß der
Kuchen ist, der verteilt werden kann, bestimmt
also nicht nur die Zahl derjenigen, die ihn ba-
cken, sondern ebenso deren Produktivität. Das
Sozialprodukt ist jedenfalls in den letzten Jahr-
zehnten schneller gestiegen als die Zahl der Be-
schäftigten, was der Beweis dafür ist, dass das
Sozialprodukt nicht nur eine Funktion der Be-
schäftigtenzahl ist. Innovation, Investition und
Initiative dominieren die Entwicklung des Sozial-
produkts in einer modernen Wirtschaft. Vor 100

Jahren ernährte ein Bauer 8 Nichtlandwirte.
Heute dagegen 88. Nach der Kopfzahltheorie
müssten wir jetzt allesamt verhungert sein. Wir
sind es aber nicht, weil die Ergiebigkeit der
Arbeit gewachsen ist.

Wenn die Geburtenzahlen allein über die
Zukunft der Rentenversicherung entscheiden
würden, wären die Inder, Brasilianer und Kongo-
lesen sorgenfrei. Die haben viele Kinder, aber
eine miserable Altersversorgung. Die Geburten-
zahlen legen überdies nicht allein die Beschäftig-
tenzahlen der Zukunft fest. Es kommt auf das
Beschäftigungsangebot und die Beschäftigten-
nachfrage an. Die Beschäftigungsnachfrage re-
krutiert ihr Potential dabei nicht allein aus den
Geburten, sondern auch aus der Zuwanderung.
In einem von dem bekannten Rentenfuturologen
Miegel 1992 herausgegebenen Werk »Was sich
in Deutschland ändern muss« wurde für das Jahr
2000 ein Bevölkerungsrückgang von 1 Million
in Deutschland prognostiziert. Tatsächlich aber
hatten wir im Jahr 2000 bereits 3 Millionen
mehr Menschen als 1990. Der Grund waren
nicht die Geburten, die waren zurückgegangen,
sondern die Zuwanderung. Wer auf der Kurz-
strecke das Prognoseziel um 4 Millionen ver-
fehlt, sollte nicht als Scharfschütze auf der langen
Distanz antreten. Der europäische Binnenmarkt
wird jedenfalls kein national abgeschotteter Ar-
beitsmarkt sein. Ein attraktiver Standort ist im-
mer ein Zuwanderungsmagnet.

Generationengerechtigkeit

Eine florierende Wirtschaft – mit oder ohne
Bevölkerungsrückgang oder -wachstum – ersetzt
nicht die Gerechtigkeit zwischen den Generatio-
nen. Keine Verteilungsregel kann die Bevölke-
rungsentwicklung einfach in Luft auflösen, und
keine Reform wird die demografische Entwick-
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lung einfach ausradieren können. Wenn weniger
Menschen geboren werden, wenn weder Be-
schäftigtenzahl noch Produktivität steigen, müs-
sen die weniger Geborenen die Beiträge der
Nichtgeborenen mitbezahlen, egal, ob das Alters-
sicherungssystem kapitalgedeckt, umlagefinan-
ziert, privat oder solidarisch organisiert ist.

Für den Geldbeutel des Einzelnen ist noch
nichts gewonnen, wenn die gesetzlichen Beiträge
sinken, aber die privaten steigen. Zu den Le-
benslügen der gegenwärtigen Rentendiskussion
gehört die Mär, Privatisierung würde die Ge-
samtbelastung mindern. Es sinkt bestenfalls der
Arbeitgeberanteil. Da dieser aber ein verdeckter
Lohnkostenbestandteil ist, entsteht ein Lohn-
druck auf die nächsten Tarifverhandlungen.
Selbst die Professoren, die lauthals die Stärkung
der Eigenverantwortung durch Privatisierung
der Alterssicherung proklamieren, würden – so,
wie ich sie kenne – keine Einkommenskürzung
hinnehmen. Sie predigen Wasser und trinken
Wein. Die glühendsten Verfechter der Flexibili-
tät und Gegner des Kündigungsschutzes sitzen
zum Beispiel auf unkündbaren Lehrstühlen. Das
sozialpolitische Pharisäertum feiert Hochkon-
junktur.

Nicht immer ist es ordnungspolitische Sorge,
welche die Rentenversicherung zurückdrängen
oder ihr gar den Garaus machen will, sondern
schlicht Gewinninteresse. Das Deutsche Institut
für Alterssicherung, ein Herold im Kampf gegen
die Rentenversicherung, ist ein Ableger der Deut-
schen Bank, und die verdient an der Privatisie-
rung.

Höhere Beiträge der Rentenversicherung be-
deuten im Übrigen nicht zwangsläufig niedri-
geren Wohlstand. Heute ist der Beitrag zur Ren-
tenversicherung doppelt so hoch, wie er vor 40
Jahren war. Trotzdem war der Wohlstand der
damaligen Beitragszahler ungefähr halb so hoch

wie der der heutigen Beitragszahler, denn sie
hatten trotz höherer Beiträge weniger Geld, das
ihnen übrig blieb und zur freien Verfügung
stand. Um im Bild des Hebelschen Bauern zu
bleiben: Wenn von 10 Sack Weizen 3 Sack für die
Älteren abgezweigt werden, bleibt für die Jungen
weniger übrig, als wenn von 20 Sack Weizen
6 Sack den Alten reserviert bleiben.

Längere Lebenserwartung

Die längeren Rentenbezugszeiten infolge hö-
herer Lebenserwartung können allerdings aus
Gerechtigkeitsgründen nicht allein von den Jun-
gen geschultert werden, denn die heutigen Rent-
ner haben mit ihren Beiträgen die kürzeren Ren-
tenbezugszeiten ihrer Vorgänger, der damaligen
Alten, bezahlen müssen. Selbst bei prall gefüllten
Rentenkassen ist es aus Gründen der Gerechtig-
keit erforderlich, die längere Rentenlaufzeit nicht
nur von den Jungen bezahlen zu lassen, sondern
diejenigen daran zu beteiligen, die Gott sei Dank
länger leben als ihre Vorgängergeneration. Das
Korn des Bauern, das er jährlich erntet, muss auf
mehr Ältere verteilt werden, wenn die Älteren
länger leben. Das ist unabhängig von der Kopf-
zahl der Geburten.

Der Bauer konnte noch Korn auf Vorrat
speichern. Der Aktienbesitzer jedoch kann nur
in beschränktem Maße den Vorratswert seiner
Aktien bestimmen. Sie wird so viel wert sein, wie
ihre Anlage Dividenden bringt. Maschinen kann
man nicht essen. Ihre Rentabilität hängt von
ihrer Nutzung ab. Wenn weniger Kinder heute
zu weniger Mietern morgen führen, sinkt auch
der Wert von Wohnimmobilien. Güterwirt-
schaftlich hat Zukunftsvorsorge enge Grenzen,
in der Industriegesellschaft und ihren Nachfol-
gern sogar engere Grenzen als in der agrargesell-
schaftlichen Speicherwirtschaft.

24

Der Generationenvertrag

R
g

5
/2

0
0
4



Mit dem Beitrag zur Rentenversicherung
wird ein Anspruch auf Teilhabe an einem zu-
künftigen Sozialprodukt erworben, aus dem die
Rente dann gezahlt wird. Wie groß der Kuchen
ist, aus dem das Kuchenstück geschnitten wird,
kann keine Rentenversicherung der Welt beant-
worten, sondern nur der liebe Gott und derjeni-
ge, der sich mit ihm verwechselt. Die Rente ist
wie eine Aktie ein Anspruch auf ein zukünftiges
Wirtschaftsergebnis. Wie hoch der Kurswert der
Siemens-Aktie in 30 Jahren ist, weiß noch nicht
einmal der Vorstandschef. Aber von den Renten-
politikern wird verlangt, die Höhe der Rente und
des dazu gehörigen Beitrags in 60 Jahren voraus-
zusagen. Es verwundert mich, dass die Wohl-
standskinder, die fortgesetzt von Eigenverant-
wortung schwärmen, sich mehr Sorgen um die
Höhe ihrer Rente in 50 Jahren machen als die
Trümmerfrauen und -kinder im zerstörten Nach-
kriegsdeutschland. Wohlstand stimuliert offen-
bar Zukunftsangst. Wer viel hat, hat mehr zu
verlieren als der, der wenig hat.

Kapitalgedeckte Privatversicherung

Betrachten wir den Hoffnungsträger »kapi-
talgedeckte Alterssicherung«, der offenbar den
Jungen die Angst nehmen und an die Stelle der
Rentenversicherung treten soll.

Die private Altersvorsorge spart Kapital an,
das sie in der globalen Welt anlegen kann. Das
unterscheidet sie von der lohnfinanzierten Ren-
tenversicherung, die aus dem jeweiligen nationa-
len Sozialprodukt bezahlt wird. Das Quellgebiet
der Privatversicherung ist also größer als das
Beitragseinzugsgebiet der Rentenversicherung.
Aber an dieser starken Seite der Privatversiche-
rung ist auch ihre verwundbare Stelle lokalisiert.
Der reale Wert der globalen Anlage ist abhängig
von den Kursschwankungen und Börsenturbu-

lenzen. Man muss nicht in die Ferne schweifen,
um das wacklige Fundament einer börsenorien-
tierten Alterssicherung zu erkennen. Das An-
schauungsmaterial liegt nahe. In 18 Monaten
sind auf dem deutschen Aktienmarkt rund 600
Milliarden Euro durch den Kamin gerauscht,
also vernichtet worden. Der Betrag entspricht
ungefähr der Summe von drei Jahresausgaben
der Rentenversicherung. Was wäre eigentlich
passiert, wenn der Geschäftsführer der Renten-
versicherung mit dem Geld für drei Jahre Ren-
tenzahlungen durchgebrannt wäre? Weltweit
wackeln angesehene Pensionsfonds. Warum re-
det niemand darüber? Weil es Mode ist, die Ren-
tenversicherung madig zu machen. Das erhöht
die Geschäftsaussichten der Privatversicherun-
gen und lenkt von deren eigenen Schwächen ab.

Fortgesetzt und klammheimlich wird die
Mindestverzinsung – beispielsweise der Lebens-
versicherung – abgesenkt, was einer Leistungs-
kürzung gleichkommt, ohne dass dies jedoch
eine vergleichbare Aufregung auslöst, wie sie
mit dem Absenken des Rentenniveaus bekann-
terweise verbunden ist.

Auch eine kapitalgedeckte Rentenversiche-
rung ist gegen Veränderungen der Bevölkerung
nicht immun. Wenn weniger Beitragszahler
nachwachsen und die geburtenstarken Jahrgän-
ge als Rentner beginnen, ihr Vermögen auszu-
geben, muss Kapital abgeschmolzen werden. Die
Kapitalrendite sinkt. Kein Ausweg steht zur
Verfügung, denn die Länder, in denen wir mit
Aussicht auf Rendite anlegen können, leiden
unter dem gleichen Bevölkerungsrückgang wie
wir. Und zu hoffen, die Dritte Welt würde auf
Dauer mit unserem Kapital die Zinsen erwirt-
schaften, mit denen wir unsere Alten finanzieren,
ist eine verwegene Illusion. Selbst die reichen
USA wandeln auf dünnem Eis. Trotz mächtiger
Pensionsfonds ist das Land seit Jahren auf aus-
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ländischen Kapitalzufluss angewiesen. Wenn Öl-
länder den Kapitalhahn abdrehen, steht Amerika
über Nacht auf dem Trockenen.

Nichts gegen Privatversicherung. Sie kann
die Rentenversicherung ergänzen, aber nicht
ersetzen. Sie ist das Spielbein zum Standbein
der gesetzlichen Rentenversicherung. Im Unter-
schied zu dieser organisiert die Privatversiche-
rung mit dem Alterssicherungsbeitrag keinen
Solidarausgleich für diejenigen, die vorzeitig
aus dem Erwerbsleben ausscheiden, weil sie in-
valide sind: keine Hinterbliebenen-Rente, keine
Waisen-Rente, keine Rehabilitation. Wenn schon
verglichen wird, dann bitte den ganzen Leis-
tungskatalog. Die Beiträge sind risikoabhängig.
Frauen zahlen höhere Beiträge als Männer, denn
ihr »Risiko« der Lebenserwartung ist höher.
Frauen leben länger.

Die Gegenseitigkeits-Solidarität

Johann Peter Hebels Bauer hatte noch keine
Rentenformel nötig. Er kannte Vater und Mutter
und Kinder von Angesicht zu Angesicht. Solida-
rität war praktisch greifbar und musste nicht
theoretisch begriffen werden. Die Großfamilie,
die drei Generationen unter einem Dach ver-
sammelt, gibt es nicht mehr (und ganz so idyl-
lisch, wie sie in der Nostalgie erscheint, war sie
auch nicht, sondern in vielen Fällen mit massiver
Repression verbunden). Wir leben in Großgesell-
schaften. Deshalb brauchen wir Regeln, welche
die Solidarität berechenbar machen. »Einer für
alle und alle für einen.« Diese ursprüngliche
Solidarität funktioniert in Großgesellschaften
nicht mehr so unmittelbar, wie das in der Klein-
gruppe üblich war. Der eine ist fern und alle eine
anonyme Zahl.

Neben diese fürsorgliche Solidarität trat des-
halb die gegenseitige Solidarität. Mit auf Gegen-

seitigkeit aufgebauten Heiratsriten wurden die
Grenzen von Sippe und Stamm überschritten.
»Frau« wurde zum Beispiel gegen Kuh ge-
tauscht. Mit dem Strafrecht »Auge um Auge,
Zahn um Zahn« wurde die blinde Rachsucht
gezähmt. Das war ein zivilisatorischer Fort-
schritt. Die Entwicklung ging weiter. Die Haus-
wirtschaft wurde durch die auf Gegenseitigkeit
basierende Marktwirtschaft ersetzt. Auf dem
Markt wurden Waren wechselseitig angeboten
und nachgefragt. Im Tausch wurden die Schwä-
chen des einen mit der Stärke des anderen kom-
pensiert. Der eine stellte Töpfe her, der andere
sorgte für das, was in die Töpfe kam, und so
hatten beide Vorteile. Das Gegenseitigkeitsprin-
zip schützte sie vor Übervorteilung. Selbst in die
Moral zog mit der Goldenen Regel die Gegen-
seitigkeit ein: »Was Du nicht willst, das man Dir
tu’, das füg’ auch keinem andern zu.« Schließlich
folgt auch die beitragsbezogene Rentenversiche-
rung diesem Prinzip der Gegenseitigkeit: Leis-
tung für Gegenleistung und Rente für Beitrag.
Das Beitragssystem stellt also eine höhere und
historisch spätere Entwicklungsstufe der Solida-
rität dar als das frühe Fürsorgesystem, ohne dass
deshalb die Fürsorge funktionslos geworden wä-
re. Armutsvermeidende Sozialhilfe wird immer
notwendig sein. Sozialhilfe und Rentenversiche-
rung jedoch sind zwei Paar Schuhe, die nicht
miteinander vertauscht werden sollten. Die So-
zialhilfe ist bedarfsorientiert, die Rente beitrags-
bezogen. Beiträge schaffen Ansprüche nicht von
Staatsgnaden, sondern kraft eigener Anstren-
gung. Das Beitragssystem gewährt nicht huldvoll
Hilfe aufgrund von Bedürftigkeit, sondern Hilfe
auf der Basis von Vorleistungen. Mit dem Bei-
tragssystem emanzipiert sich der Sozialstaat von
einer auf Wohlwollen aufgebauten Verteilung
nach Bedürfnis. Der Staat als »Bedürfnisprü-
fungsanstalt«, der seine Leistungen von der Ant-
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wort auf die ständige Frage: »Bist Du reich, bist
Du arm?« abhängig macht, ist der Nachfahre
des alten Obrigkeitsstaates, diesmal in der Mas-
ke des Wohltäters.

Das Beitragssystem funktioniert mit einem
eingebauten Widerstand gegen Anspruchsinfla-
tion. Wer mehr Leistung verlangt, muss höhere
Beiträge akzeptieren. Da Beitragserhöhungen
ihre Grenzen haben, hat auch die Leistungsaus-
weitung Grenzen. Dieser spiegelbildliche Mecha-
nismus fehlt in einer steuerfinanzierten Vertei-
lungspolitik. Dort gilt eher, wer am meisten
Druck macht, gewinnt.

Gerechtigkeit und Barmherzigkeit

Barmherzigkeit ist immer vonnöten. So per-
fekt wird die Gerechtigkeit nie sein, dass sie
lückenlos ist. Aber: »Rufe die Barmherzigkeit
nicht zu Hilfe, wenn Gerechtigkeit gefordert
ist.« Eine Grundrente für alle ist Verschwen-
dung, und eine Grundrente nur für die Bedürfti-
gen ist Ausdruck fürsorglicher Barmherzigkeit.
In der Logik dieser bedürfnisorientierten Rente
liegt aber: Versauf Dein Häuschen oder schaff’
Dir keines an, dann wirst Du bedürftig und
erhältst Unterstützung. Der Sparsame und der
Fleißige sind in einem solchen System die Dum-
men.

Rente für Beiträge folgt dem Gebot der Ge-
genseitigkeit, und die ist eine Form der Gerech-
tigkeit, nämlich der Leistungsgerechtigkeit, auf
die der Sozialstaat nicht verzichten kann. Ein
Sozialstaat nur für die Bedürftigen ist ein Rück-
fall um 150 Jahre. Es geht im modernen Sozial-
staat nicht nur um Armutsvermeidung, sondern
auch um den Anspruch auf Unterstützung in
dem Maße, in dem der Unterstützte selbst Unter-
stützung gewährt hat. Diese Solidarität ist zwei-
seitig. Der interpersonale Umverteilungseffekt

einer steuerfinanzierten Grundrente ist deshalb
immer prinzipiell höher als der einer Beitrags-
rente, in der die intertemporale Umverteilung im
Vordergrund steht. Es handelt sich bei ihr ge-
danklich – nicht güterwirtschaftlich – um eine
zeitliche Verschiebung von Lohnbestandteilen.

Sozialstaat

Die Sozialpolitik steht unter immer stärke-
rem Rechtfertigungszwang. Solange der System-
wettbewerb zwischen Ost und West die inter-
nationalen Beziehungen dominierte, war der
Sozialstaat Deutschland Teil der Legitimation,
welche die Überlegenheit des westlichen Systems
nachweisen sollte. Mit dem Wegfall der sozia-
listischen Alternative entstand offenbar in der
westlichen Welt die Versuchung, das Modell der
sozialen Marktwirtschaft zugunsten des alten
Kapitalismus aufzugeben. Das ist ein verhäng-
nisvoller Irrtum, weil Marktwirtschaft nur inner-
halb einer Sozialordnung dauerhaft funktions-
fähig ist. Eine Globalisierung, die sich jedweder
Bändigung durch Ordnung entwunden hat und
lediglich als entfesselter Kostenwettbewerb funk-
tioniert, erzeugt eine Spirale der Desintegration,
die zu guter Letzt auch zu wirtschaftlichen Stö-
rungen führt. Sieger ist der, der billigere Löhne
zahlt, nicht derjenige, der besser ist. Doch diese
Kostensenkungsfixierung ist eine Milchmäd-
chenrechnung. Was zunächst wirtschaftlich ge-
spart wird, muss nachher sozial nachbezahlt
werden. So degeneriert Sozialpolitik zum Laza-
rettwagen, der hinter dem wirtschaftlichen Fort-
schritt herfährt und die Fußkranken und Ver-
letzten aufsammelt.

Wie sehr die Sozialordnung in Gefahr gerät,
aus dem öffentlichen Bewusstsein gedrängt zu
werden, offenbart ein kleines Randbeispiel: Das
deutsche Bundesministerium für Arbeit und So-
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zialordnung wurde im Zuge der letzten Re-
gierungsumbildung zerschlagen. Der eine Teil
wurde dem Wirtschaftsministerium zugeteilt,
der andere in das Sozialministerium abgescho-
ben. »Sozialordnung« ist spur- und ersatzlos aus
dem Kabinettsauftrag verschwunden. Diese Ver-
drängung der Idee der Sozialordnung, die Ver-
niedlichung der Gerechtigkeit zur nostalgischen
Idylle, ist allerdings parteiübergreifend und ein
Alarmsignal für alle, für die der Sozialstaat nicht
nur eine Geldverteilungsmaschine ist, sondern

sich dem Prinzip der sozialen Gerechtigkeit ver-
pflichtet fühlt, ohne die kein Staat überlebt.
»Denn was sind Staaten ohne Gerechtigkeit an-
deres als große Räuberbanden?«, hat der Heilige
Augustinus schon vor mehr als eineinhalb Jahr-
tausenden behauptet. Ich schließe mich ihm an.

Auch Räuberbanden sind funktionsfähig.
Nur – Gott sei Dank – nicht lange.

Nobert Blüm
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